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Artikel 19

Dr. von Brentano (CDU): Zu Artikel 19 wird vom
Fünferauschuß vorgeschlagen, den ersten Absatz zu
streichen und seine Bestimmungen in Artikel 27 b zu
übernehmen. Im übrigen soll A'bsatz 2 in der Fassung
des Redaktionsausschusses beschlossen werden. Diesem
einzigen Absatz wäre der Satz hinzuzufügen: „Das
Nähere regelt das Gesetz."

Vorsitzender.Dr. Sehmid: Ich lasse über den Antrag
abstimmen. Absatz l zu streichen und1 in Artikel 27 b,
den Beamten artikel, herüberzunehmen. — Keine Ge-
genstimme. Angenommen,

Ich lasse über Artikel 19 mit der Maßrabe, daß nun-
mehr der bisherige Absatz 2 Absatz l wird und daß ein
weiterer Satz „Das Nähere regelt das Gesetz" hinzuge-
fügt wird, abstimmen. — Keine Gegenstimmen: Ange-
nommen.

Artikel 20

Dr. von Brentano (CDU): Zu Artikel 20 schlägt der
Fünferausschuß die Fassung des Redaktionsausschusses
vor.

Dr. I.öwenthal fSPD): Es liegt eine Eingabe von der
Vereinigung für fortschrittliche Sozialpolitik in Darm-
stadt vor, in der angeregt wird, innerhalb des Parla-
ments eine verantwortliche Stelle zu schaffen, die sich
mit den Anträgen der Parteien und Eingaben von Pri-
vatpersonen und ihrer Weiterleitung zu befassen und
über deren Erledigung in gewissen Teilabschnitten dem
Parlament Bericht zu erstatten hat, dem damit Gele-
genheit, zu einer erneuten Stellungnahme gegeben wer-
den soll.

Ich schlafe vor, die Eingabe d^m kommenden Bun-
destag zur Berücksichtigung zu überweisen.

Di*. v>n JBrentano (CDU): Das ist eine Frage der Ge-
schäftsordnung, mit der wir uns hier nicht zu beschäf-
tigen brauchen.

Vorsitzender Dr. Sehmid: Ich lasse üb°r Artikel 20
abstimmen. — Ohne Gegenstimmen. Angenommen.

Artikel 20 a

Dr. von Brentano (CDU): Zu Artikel 20a wird vom
Fünferausschuß die Fassung des Hauptausschusses mit
der Maßgabe vorgeschlagen, daß die Worte „Körrjer-
schaften und Anstalten mit eigener Rechtspersönlich-
keit entsprechend" durch die Worte „iuristische Per-
sonen entsprechend" ersetzt werden sollen.

pr. von Mangoldt (CDU): Zu Artikel 20a schlagen
wir entsprechend dem Fünferausschuß vor, die Worte
„Körperschaften und Anstalten mit eigener Rechts-
persönlichkeit" durch „juristische Personen" zu er-
setzen.

Wir schlagen ferner vor, hinter „(Artikel 5)" noch
folgende weiteren Grundrechte einzuscnalten: „der
freien Meinungsäußerung (Artikel 6), auf Einrichtung
privater -Schulen (Artikel 7 b), des Briefgeheimnisses
(Artikel 10)". Es hat sich herausgestellt, daß auch diese
Grundrechte noch von juristischen Personen in An-
spruch genommen werden können.

Dr. Bergstraeßer (SPD): Ich glaube, daß das Ver-
hältnis dieses Artikels zu den angezogenen Artikeln
in bezug auf das, was neu hinzukommen soll, nicht
recht geklärt ist, und beantrage, den Antrag an den
Fünferausschuß zurückzuverweisen.

Vorsitzender Dr. Sehmid: Besteht Einverständnis
darüber? ,

(Zustimmung.)
Artikel 20 a und der Antrag werden also an den Fünfer-
ausschuß zurückverwiesen.

Artikel Zu b

Dr. von Brentano (CDU): Zu Artikel 20b wird vom
Funferausschuß die Fassung des Hauptausschusses in
zweiter Lesung mit der Maßgabe vorgeschlagen, daß
wieder „Fernsprech- und Telegraphengeheimnis" in
„Fernmeldegeheimnis" geändert wird, wie wir es vor-
hin beschlossen haben.

Dr. von Mansoldt (CDU): Zu Artikel 20b ist von uns
beantragt worden (PR. 2. 49—.583 a) daß der Absatz l
entsprechend dem Vorschlag des RedaktionsauRor'n.iisses
in Artikel 20 c übernommen wird, so daß in Artikel 20 b
nur die Verwirkung der Grundrechte stehen würde.
Bei der Verwirkung der Grundrechte hatte der Re-
daktionsausschuß noch den Vorschlag gemacht, das
Asylrecht aufzunehmen, so daß hinter „(Artikel 10)"
noch „Asylrecht" einzuschalten wäre. Diesen Antrag
haben wir aufgenommen.

Ferner beantragen wir, den Schlußsatz: „Die Ver-
wirkung und ihr Ausmaß werden durch das Bu^des-
verfassungsgericht ausgesprochen" zu streichen. Wenn
Grundrechte zum Kampf gegen die freiheitliche demo-
kratische Grundordnung mißbraucht werden, kann
nicht gewartet werden, bis in dem sehr langwierigen
Verfahren vor dem Bundesverfassungsgerichtshof eine
Entscheidung ergeht. Wir schlaffen deshalb vor, diesen
Sät?, zu streichen. Es besteht für denjenigen, der be-
troffen ist, bei der jetzt bestehenden Generalklausel
die Möglichkeit, sich mit einer Klage sofort an die
Verwaltungsgerichte zu wenden.

Vorsitzender Dr. Sehmid: Ich mache darauf auf-
merksam, .daß das Verfassungsgericht die Möglichkeit
hat, einstweilige Anordnungen, zu erlassen. Diese kön-
nen in einem sehr raschen Verfahren erlassen werden.

Dr. Dehler (FDP): Wir haben das Problem schon das
letztemal erörtert und sind uns schlüssig geworden.
Ich warne noch einmal davor, diese Bestimmung zu
streichen, weil dadurch diese Grundrechte vollkom-
men gegenstandslos werden. Sie könnten dann durch
jede polizeiliche Maßnahme außer Kraft gesetzt
werden.

Vorsitzender Dr. Sehmid: Dann lasse ich zunächst
über den Antrag abstimmen, den Absatz l aus Ar-
tikel 20 b wegzunehmen und nach Artikel 20 c zu
nehmen. — Angenommen.

Ich lasse weiter über den Antrag abstimmen, statt
„Fernsprech- und Telegraphengeheimnis" zu sagen
„Fernmeldegeheimnis". — Angenommen.

Dann ist beantragt, hinter „(Artikel 10)" einzufügen:
„und das Asylrecht (Artikel 17 Absatz 2)". Ich _lasse
über diesen Antrag abstimmen. — Gegen l Stimme
angenommen.

Dann kommt der Antrag auf Streichung des letzten
Satzes in Absatz 2. — Der Antrag ist mit überwiegen-
der Mehrheit gegen 4 Stimmen atagelehnt.

Ich lasse nun über den Artikel 20 b in der jetzigen
Fassung abstimmen. — Angenommen.

Artikel 20 c

Dr. von Brentano (CDU): Zu Artikel 20 c wird vom
Fünferausschuß die Fassung des Hauptausschusses mit
der aus der vorauf gegangenen Beschlußfassung sich
ergebenden Änderung vorgeschlagen. Wir schlagen
lediglich vor, in Absatz l hinter dem Wort „Grund-
recht" das Wort „nur" zu streichen.

Dr. von Mangoldt (CDU): Nachdem der Absatz l
aus Artikel 20 b in der Fassung übernommen worden
ist: „Soweit nach den Bestimmungen dieses Grund-
gesetzes ein Grundrecht eingeschränkt werden kann,
darf es in seinem Wesensgehalt nicht angetastet wer-
den", muß der Absatz 2 etwas umformuliert werden.
Er muß heißen (PR. 2. 49 — 583a):

Schränkt ein Gesetz ein Grundrecht ein, so darf
das nur durch eine allgemein geltende Regelung
erfolgen.
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